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b) wenn es sich um Ausgaben handelt, die auf Ge­
setzen und Beschlüssen der Volkskammer, Erlassen 
und Beschlüssen des Staatsrates, Verordnungen 
und Beschlüssen des Ministerrates bzw. seines 
Präsidiums beruhen,
oder

c) wenn es sich um geringfügige Beträge oder um 
eine geringfügige Überschreitung der Prozentsätze 
handelt.

Dies gilt auch, wenn eine Umsetzung von Haushalts­
mitteln auf Kapitel und Sachkonten erfolgen soll, bei 
denen bisher kein Planansatz vorgesehen war.

(4) Eine Umsetzung von Haushaltsmitteln nach den 
Absätzen 1 bis 3 darf nur vorgenommen werden, wenn 
die im § 2 Absätze 3 und 4 genannten Bedingungen 
eingehalten werden.

(5) Planänderungen bzw. Plankorrekturen entspre­
chend der Anordnung Nr. 1 vom 15. Dezember 1958 zur 
Vorbereitung und Durchführung des Investitionsplanes 
— Grundsätzliche Bestimmungen — und der Anordnung 
vom 31. Dezember 1958 über die Finanzierung und Kon­
trolle der Investitionen der Pläne der Erhaltung und 
der Erweiterung der Grundmittel (Sonderdruck Nr. 294 
des Gesetzblattes) gelten — soweit erforderlich — zu­
gleich als Umsetzung von Haushaltsmitteln von einem 
Aufgabenbereich auf einen anderen Aufgabenbereich in 
den Einzelplänen 58 — Erweiterung der Grundmittel — 
und 09 — Erweiterung des Wohnungsbestandes —. Plan­
änderungen bzw. Plankorrekturen zwischen dem Plan 
der Erweiterung der Grundmittel und dem Plan der 
Erweiterung des Wohnungsbestandes gelten gleichzeitig 
als Umsetzung zwischen den Einzelplänen 58 und 09.

§ 4

Die Verwendung von Mehreinnahmen 
und Einsparungen in den örtlichen Haushalten

(1) Mehreinnahmen und Einsparungen, die in den ört­
lichen Haushalten gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes über 
den Staatshaushaltsplan 1962 für zusätzliche Aufgaben 
verwendet werden dürfen, sind z. B.:

a) Mehreinnahmen und Einsparungen, die dadurch 
entstanden sind, daß die Pläne der volkseigenen 
Betriebe und der Sparkassen übererfüllt oder die 
Pläne bereits mit höheren Zielen bestätigt wurden 
als im Haushaltsplan vorgesehen war. Voraus­
setzung ist jedoch, daß die Mehreinnahmen und 
Einsparungen nicht durch Verstöße gegen die 
Plan- und Finanzdisziplin bei der Aufstellung und 
Durchführung der Pläne entstanden sind oder aus 
Verstößen gegen gesetzliche Bestimmungen und 
andere zentrale Beschlüsse und Weisungen 
stammen;

b) Einsparungen bei Hauptinstandsetzungen durch die 
Mithilfe der Bevölkerung oder wenn die geplanten 
Aufgaben mit geringeren Kosten erfüllt wurden 
als ursprünglich vorgesehen war;

c) Einsparungen bei den sächlichen Ausgaben in den 
Einrichtungen der kommunalen Wirtschaft, der 
Vblks- und Berufsbildung, der Kultur und des 
Sozial- und Gesundheitswesens, wenn die geplan­
ten Aufgaben mit weniger Mitteln als geplant er­
füllt wurden;

d) Einsparungen an sächlichen Ausgaben im Staats­
apparat (Aufgabenbereich 8) durch die Verbesse­
rung der Arbeitsweise.

(2) Zu den Mitteln, die unter die Bestimmungen des 
§18 Abs. 2 des Gesetzes über den Staatshaushaltsplan 
1962 fallen, gehören insbesondere:

a) nicht ausgegebene Mittel des Investitionsplanes — 
Teil Erweiterung der Grundmittel — und nicht aus­
gegebene Mittel des Planes „Erweiterung des 
Wohnungsbestandes" infolge Nichterfüllung der 
Investitionsauflagen;

b) nicht ausgegebene Mittel, die für die Vorbereitung 
des Planes der Erweiterung der Grundmittel (Pro­
jektierung) geplant waren;

c) nicht ausgegebene Mittel bei den Lohnfonds der 
bruttogeplanten Verwaltungen und Einrichtungen 
aller Aufgabenbereiche;

d) Mittel, die für Hauptinstandsetzungen, Beschaffun­
gen und die Instandhaltung geplant waren und in­
folge Nichterfüllung der geplanten Aufgaben und 
Maßnahmen nicht ausgegeben wurden;

e) Mittel, die für sächliche Ausgaben der staatlichen 
Einrichtungen geplant waren und nicht ausgegeben 
wurden, weil die Inbetriebnahme der im Plan vor­
gesehenen neuen Kapazitäten (neue Einrichtungen w 
oder die Erweiterung bestehender Einrichtungen) 
nicht oder später als zum geplanten Termin er­
folgte oder weil die Durchschnittsbelegung oder 
die durchschnittliche Auslastung der Einrichtungen 
geringer ist als geplant.

(3) Die Haushaltsmittel, die infolge der Nichterfüllung 
geplanter Aufgaben nicht ausgegeben wurden, dürfen 
nicht zur Deckung von Mindereinnahmen herangezogen 
werden. Sind jedoch im gleichen Kapitel aus den glei­
chen Ursachen gegenüber dem Planansatz geringere 
Einnahmen erzielt und weniger Mittel ausgegeben wor­
den, können diese Mindereinnahmen mit den nicht 
ausgegebenen Mitteln aufgerechnet werden.

(4) Aus den Mehreinnahmen und Einsparungen, die 
unter § 18 Abs. 1 des Gesetzes über den Staatshaushalts­
plan 1962 fallen, sind auch die zusätzlichen Ausgaben zu^^ 
finanzieren, die den örtlichen Räten durch höhere 
Stützungen an bezirksgeleitete und örtliche volkseigene 
Betriebe infolge einer Übererfüllung der Produktions-, ^ 
Leistungs- und Umsatzpläne entstehen. Mehrausgaben 
der MTS und RTS infolge Übererfüllung des Leistungs­
planes für Feldarbeiten werden nach Vorliegen der not­
wendigen Anträge und Beschlüsse aus dem Haushalt der 
Republik im Wege des Sonderfinanzausgleiches auf der 
Grundlage der erreichten Ist-Kostensätze, jedoch höch­
stens bis zur Höhe der Plan-Kostensätze, unter Berück­
sichtigung der erzielten Erlöse bereitgestellt.

(5) Gleichartige Aufgaben und Maßnahmen im Sinne 
von § 18 Abs. 2 des Gesetzes über den Staatshaushalts­
plan 1962 sind Ausgaben im gleichen Aufgabenbereich 
und der Ausgabearten, die jeweils bei der gleichen 
Position nachzuweisen sind. Im Aufgabenbereich 4 — 
Kommunalwirtschaft und Dienstleistungen — dürfen die 
im Abschnitt 40 — Kommunales Verkehrs- und Straßen­
wesen — sowie die im Abschnitt 46 — Volkseigenes Woh­
nungswesen — geplanten Mittel nur für andere Aufgaben 
und Maßnahmen des gleichen Abschnittes verwendet 
werden. Im Aufgabenbereich 4 geplante Mittel für das


